
Deutschland auf dem Weg zur 
(rechtlichen) Bananenrepublik?
Die teilweise irrwitzigen Pläne der „Ampel“ ...

Von Thorsten Grimm, stellvertretender Bundesvorsitzender

Eines vorneweg: Deutschland 
hat ein insgesamt sehr ausge-
wo genes Strafrecht, das sich 
inzwischen über viele Jahr-
zehnte etabliert und sinnvoll 
weiterentwickelt hat, mit Maß-
nahmen und Sanktionierungen 
über viele Rechts bereiche hin-
weg. Und eines ist auch klar: 
Dese Rechts güter dürfen wir 
uns nicht nehmen lassen, auch 
nicht von einer „Ampel“-Koali-
tion, die es sich offensichtlich 
zur Kernaufgabe gemacht hat, 
alles regulieren, verbie ten und 
auf den Prüfstand stellen zu 
wollen.

Es sind die letzten ziemlich 
aberwitzigen Vorschläge zur 
weiteren Entkriminalisierung 
von etablierten Straftatbe-
ständen wie „Erschleichen von 
Leistungen“ sowie „Unerlaub-
tes Entfernen vom Unfallort“, 
die vor allem nach Vorstößen 
aus dem Bundesjustizminis-
terium möglicher weise zu 
Ordnungswidrigkei ten herab-
gestuft werden sollen. Beson-
ders interes sant wird es dann, 
wenn man sich die Begründun-
gen dazu anhören muss, dass 
dies vor allem auch dazu die-
nen soll, die Polizeien und die 
Justiz zu entlasten.

Völlig zu Recht darf man die 
Frage stellen, wie viel Praxis-
nähe in einem solchen Ministe-
rium eigentlich vor handen ist. 
Was ändert sich denn durch 
Herabstufungen auf das Level 
einer Ord nungswidrigkeit – 
 außer die Tatsache, dass es 
 einer Verwässerung/Verweich-
lichung unseres Strafrechts 
gleicht? Richtig – fast gar 
nichts ... Nur der Adressat än-
dert sich, denn der wech selt 
von der Staats an walt schaft  

bei einer Strafan zeige zur zu-
ständigen Kreisverwaltungs-
behörde oder Stadtverwaltung 
im Falle der Ordnungswidrig-
keitenanzeige. Für die Polizei 
also keine wirkliche Entlas-
tung, für die Justiz vielleicht 
schon, dafür werden sich die 
Kommunen für den Mehrauf-
wand sicher bedanken.

Viel verwerflicher stellen sich 
aber die moralischen und ethi-
schen Fragen dar, denn derar-
tige Herabstufungen kommen 
einer aktiven Einladung zum 
„Schwarz fahren“ und zur 
 „Unfallflucht“ gleich. Hemm-
schwellen wer den automa-
tisch nach unten verlagert. 
In Zeiten, in denen wir ge-
samtgesellschaftlich von 
 sinkenden Hemm schwellen 
sprechen, sind das die genau 
falschen Signale, die Politik 
setzen kann.

Und was sind die Ergebnisse 
solch irrwitziger, nicht durch-
dachter Pläne? Die Zahl der Er-
schleichungen von Leistungen 
und Unfallfluchten wird massiv 
zunehmen, würden dann aber 
nicht mehr in der PKS erschei-

nen, das alles würde zulasten 
der Solidargemeinschaft ge-
hen. Fahrpreise steigen, weil 
die Verkehrsbetriebe die Fehl-
einnahmen ausgleichen müs-
sen. Die Kfz-Versicherer bedan-
ken sich jetzt schon, denn sie 
müssen dann zusätzliche Schä-
den in Milliardenhöhen abde-
cken aufgrund der massiv zu-
nehmenden Unfallfluch ten, die 
dann ja auch nicht mehr ermit-

telt würden. In der Folge stei-
gen die Kfz-Versicherungs-
beiträge für alle.

Das nennt sich dann also sinn-
volle und verantwort liche Poli-
tik für die eigene Bevölkerung. 
Staatspolitische Verantwor-
tung sieht anders aus, meine 
Damen und Herren! In der 
Schule würde man dazu sagen: 
Setzen, sechs!!!

Eines Eindruckes kann ich mich 
persönlich dabei nicht erweh-
ren. Zuletzt kommt von dieser 
Regierung jede Woche ein neu-
er, völlig desillusionierter Vor-
schlag. Begonnen hatte das 
mit der Cannabislegalisierung, 
die mit aller Gewalt ideolo-
gisch vorangetrieben wird. 
Könn ten also diese neuen Ent-
kriminalisierungsvorstöße dem 
Versuch dienen, immer neue 

Rechtsdis kussionen vom Zaun 
zu brechen, um am Ende die 
Legalisierung der dritten Volks-
droge durchzubringen?

Oder ist das einfach die Grund-
aufgabe dieser Regie rung, alles 
auf den Prüfstand stellen und 
auf links drehen zu wollen? 
Etabliertes Recht sollte nach 
Möglichkeit unangetastet blei-
ben. Und nach bisherigem 
Rechts stand reden wir hier von 
Vorsatzstraftaten. Menschen 
entscheiden mit Wissen und 
Wollen, ob sie sich den Fahr-
preis sparen wollen, ob sie 
nach einem fahrlässig verur-
sachten Unfall die Unfall stelle 
ohne weitere Maßnah men ver-
lassen oder ob sie 25 Gramm 
Cannabis bei sich haben und 
hemmungslos kiffen.

All das wird durch derartige 
Gesetzesvorhaben mit Füßen 
getreten und so wird Deutsch-
land zur rechtlichen Bananen-
republik – aber vielleicht ist 
das ja genau so gewollt?! An-
hand eines extremen Beispiels 
noch mal zur Klarstellung, was 
das alles bedeuten könnte. Ein 
Pkw-Fahrer verursacht einen 
Unfall mit 10 000 Euro Sach-
schaden und flüchtet vorsätz-
lich, weil er weiß, dass ihm 
nichts passiert (ist ja nur noch 
eine Ordnungswidrigkeit). Auf 
den ganzen Schreck wird erst 
mal ein Joint geraucht (ist ja 
jetzt legal) und weil der Pkw 
später nicht mehr fahrbereit 
ist, wird sich bewusst ohne 
 Ticket in die nächste Straßen-
bahn  gesetzt (ist ja dann auch 
nur noch eine Ordnungswidrig-
keit) auf den Weg in den 
nächs ten „Kiffer-Sozial-Klub“.

Vorher drei Straftaten – da-
nach insgesamt nur noch  
zwei Ordnungswidrigkeiten. 
Na dann, gute Nacht ... 

Strafbares Handeln muss strafbares Handeln bleiben,  
das Unrechtsbewusstsein muss weiterhin vorhanden sein.
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